
Der Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieur

Berufsrecht 
und Aufgaben

Dipl.-Ing. Frank Reichert
Grevesmühlen, 31.1.2019

Verwaltungsseminar für Vermessungsreferendare



ÖbVI …
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• sind hoch qualifizierte Experten des (amtlichen) 
Vermessungswesens

• als beliehene Freiberufler erfüllen sie hoheitliche 
Aufgaben für den Staat

• sind funktional einer Behörde gleichgestellt

• führen hoheitliche Vermessungen im Kataster 
durch und dürfen Beurkundungen vornehmen oder 
Bescheinigungen ausstellen

• unterliegen einer Berufsordnung mit staatlicher 
Aufsicht

• sind an eine Kostenordnung gebunden



ÖbVI …
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BDVI-Film.mp4
https://youtu.be/BukvuMkJOQU


Historische Entwicklung

„Dieser Beruf war eher da als Katasterämter, 
Messungsämter, Landesaufnahmen, 
Kulturämter, Eisenbahnvermessungsämter 
usw. Er ist ein vermessungsgeschichtliches 
Denkmal, sagen wir aus der Barockzeit des 
Vermessungswesens. Er wurde von jeher 
vom Staat in Pflicht genommen und stand 
unter seiner Dienstaufsicht. Die Ahnenreihe 
seiner Reglements und Ordnungen reicht 
weiter zurück als die der Dienstanweisungen 
der Vermessungsämter.“

Albert Pfitzer, DVW Wien, ZfV 1939 S. 504 f. 
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Preußen

• Reglement wegen derer Land-Messer vom 
28.12.1702

• Land-Messer Instruction vom 25.2.1704

• Allgemeines Reglement für die 
Feldmesser im Preußischen Staate vom 
29. April 1813 

• Allgemeines Feldmesser-Reglement vom 
1. Dezember 1857

• Reglement für die im Preußischen Staate 
öffentlich anzustellenden Feldmesser vom 
2. März 1871
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Nach dem Reglement von 1813 wurde noch 
kein Unterschied zwischen beamteten und 
selbständig tätigen Feldmessern gemacht.

Sie wurden öffentlich bestellt („angestellt“) 
und alle erhielten einen amtlichen Gewerbe-
schein, der als Berufsbrief aufzufassen war.



Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 

Die für den Norddeutschen Bund 1869 erlassene und 
später auf das Reich ausgedehnte Gewerbeordnung 
vom 21. Juni 1869 brachte für das freie Gewerbe der 
Feldmesser Einschränkungen für Handlungen mit 
rechtlicher Wirkung.
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§ 36, Satz 1:

Das Gewerbe der Feldmesser, Auktionatoren, 
derjenigen, welche den Feingehalt edler Metalle oder 
die Beschaffenheit, Menge oder richtige Verpackung 
von Waaren irgend einer Art feststellen, der 
Güterbestätiger, Schaffner, Wäger, Messer, Bracker, 
Schauer, Stauer u. s. w. darf zwar frei betrieben 
werden, es bleiben jedoch die verfassungsmäßig 
dazu befugten Staats- oder Kommunalbehörden 
oder Korporationen auch ferner berechtigt, 
Personen, welche diese Gewerbe betreiben wollen, 
auf die Beobachtung der bestehenden Vorschriften 
zu beeidigen und öffentlich anzustellen.
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Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
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Mecklenburg-Schwerin

1751 -“Instruction für die Landmesser” 
Direktorialvermessung

Ende des 18.Jahrhunderts

im Bereich der Domänenverwaltung 
Kammer-Ingenieure, die nach der 
Prüfungsordnung von 1854 bzw. 1866 
zwei Prüfungen zu bestehen hatten. 

23. Februar 1874 “Bekanntmachung 
betreffend die öffentliche Bestellung von 
Feldmessern” und “Vorschriften für die 
Prüfung der Feldmesser” vom Mecklen-
burgischen Ministerium des Innern. 
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28. Mai 1874 – Vereidigung des ersten öffentlich 
bestellten Feldmessers und Kammeringenieurs Ernst 
Alban (13.5.1821-19.9.1888) in Schwerin. 

“Ich gelobe und schwöre, dass ich als öffentlich 
bestellter Feldmesser bei Ausführung meiner 
Arbeiten sorgfältig und redlich verfahren, mich 
richtiger Instrumente bedienen und für deren 
Richtighaltung stet Sorge tragen, in jedem 
Spezialfalle die geeignetste und beste Methode zur 
Ausführung der Messungen wählen, die Zeichnungen 
und Ausarbeitungen kunstgerecht und tadelfrei
bewirken, und dabei in allen Stücken mich so 
verhalten will, wie es einem rechtschaffenen 
Feldmesser gebühret, und ich es vor Gott, vor Seiner 
Königlichen Hoheit dem Großherzoge und vor 
jedermann zu verantworten mich getraue. So wahr 
mir Gott helfe durch unseren Heiland und Herrn 
Jesum Christum”.
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31. Dezember 1880 – “Bekanntmachung 
betreffend die Bezeichnung der 
Feldmesser” - freiberufliche Geometer 
durften sich “Vereidigte Vermessungs-
und Kulturingenieure” nennen

Juli 1912 in Mecklenburg 53 öffentliche 
Bestellungen.

Mecklenburg-Schwerin
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Herauslösung aus dem Gewerberecht:
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Einbindung in das polit. System des NS-Staats:

§ 3 der Berufsordnung versagt eine Zulassung u.a. 
dann, "wenn der Bewerber wegen seiner oder seines 
Ehegatten Abstammung nicht Beamter werden 
könnte".
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Übergangsregelungen:

Zulassungsvoraussetzung war die Befähigung zum 
höheren vermessungstechnischen Verwaltungsdienst 
mit folgender Ausnahme: 
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Einschränkung der räumlichen Geltung:
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Einschränkung der räumlichen Geltung:



Anordnung über Liegenschaftsvermessungen

vom 2. Februar 1979 (GBl. I  Nr. 6, S. 61)  
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Anordnung über Liegenschaftsvermessungen

vom 2. Februar 1979 (GBl. I  Nr. 6, S. 61)  
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Die Wende

Mit der „Anordnung über 
spezielle Anforderungen 
an die Gewerbetätigkeit 
von Ingenieurbüros auf 
dem Gebiet des 
Vermessungs- und 
Kartenwesens“ vom 
16. März 1990 (GBl. DDR 
I, S. 204) ist das Berufs-
bild des freiberuflich 
tätigen Vermessungs-
ingenieurs de jure 
beseitigt worden.
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Länder-Gesetzgebungskompetenz

Für das Vermessungswesen ist in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht der Bund, sondern es sind die 
einzelnen Bundesländer zuständig.

Art. 70 Abs. 1 GG: 
Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, 
soweit dieses Grundgesetz nicht dem Bunde 
Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.

Für jedes Bundesland jeweils: 

 ein Vermessungsgesetz, 

 eine Berufsordnung (meist formales Gesetz), 

 eine Kostenordnung.
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Gesetz über die Landesvermessung und das 
Liegenschaftskataster des Landes Mecklenburg-
Vorpommern - Vermessungs- und Katastergesetz 
(VermKatG) - vom 21. Juli 1992

§ 1 Träger der Aufgaben

(1) Die Landesvermessung sowie die Einrichtung und 
Fortführung des Liegenschaftskatasters und die 
hierzu erforderlichen Vermessungen sind Aufgaben 
des Landes.

(3) An der Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 
wirken Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure 
im Rahmen der für sie geltenden Berufsordnung 
sowie andere Vermessungsstellen mit.

Rechtsgrundlagen M-V
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§ 19 Abs. 4 VermKatG: Übergangsregelungen

Bis zum Inkrafttreten der Berufsordnung durften 
Urkundsvermessungsberechtigte als „ÖbVI-Anwärter“ 
Liegenschaftsvermessungen ausführen, wenn sie

1. die Voraussetzungen nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 
VermKatG erfüllt haben,

2. freiberuflich tätig waren,

3. eine Geschäftsstelle in M-V eingerichtet hatten,

4. eine ausreichende Haftpflichtversicherung 
abgeschlossen hatten und

5. an der in § 19 Abs. 1 genannten Qualifizierungs-
maßnahme teilnehmen (werden).

Rechtsgrundlagen M-V
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Gesetz über die Berufsordnung der Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieure im Land 
Mecklenburg-Vorpommern (BO-ÖbVI M-V) 

vom 2. Juni 1994 (GVOBl, S. 638), zul. geä. 1.8.2006

§ 1 Abs. 1: Zur Mitwirkung an den Aufgaben des 
öffentlichen Vermessungswesens werden 
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure vom 
Landesamt für innere Verwaltung nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes bestellt.

7. Dezember 1994:

 Bestellung der ersten 51 „landeseigenen“ ÖbVI

 Heute: 59 ÖbVI zugelassen

Rechtsgrundlagen M-V
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Gesetz über das amtliche Geoinformations- und 
Vermessungswesen (Geoinformations- und 
Vermessungsgesetz - GeoVermG M-V) vom          
16. Dezember 2010 (GVOBl. M-V 2010, S. 713)

§ 5 Zuständigkeiten im amtlichen Geoinformations-
und Vermessungswesen 

(2) Die Aufgaben des amtlichen Vermessungs-
wesens werden wahrgenommen durch  ....

4. die Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure 
als Träger eines öffentlichen Amtes im Rahmen 
des Gesetzes über die Berufsordnung der 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure im 
Land Mecklenburg-Vorpommern, 

Rechtsgrundlagen M-V



Rechtsstellung des ÖbVI

§ 1 Abs. 2 BO-ÖbVI M-V vom 2. Juni 1994

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist 
Vermessungsstelle entsprechend dem Vermessungs-
und Katastergesetz. 
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Er ist Träger eines öffentlichen 
Amtes für Aufgaben auf dem 
Gebiete des öffentlichen 
Vermessungswesens. 

Seine Tätigkeit ist kein 
Gewerbe.

Beliehener 
Unternehmer

Freiberufler



Rechtsstellung des ÖbVI
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Beliehener 
Unternehmer

Durch den Akt der Bestellung wird der ÖbVI 
Beliehener des Staates. Er wird dadurch Organ des 
öffentlichen Vermessungswesens und Träger eines 
öffentlichen Amts.

 ÖbVI bleibt trotz öff. Amt Privatrechtssubjekt

Beleihungsbereich:

„Er ist Träger eines öffentlichen Amtes für Aufgaben 
auf dem Gebiete des öffentlichen Vermessungs-
wesens.“

 d.h. ÖbVI erfüllt „öffentliche Aufgaben“

 führt ein Dienstsiegel (§ 1 Abs. 3 BO-ÖbVI M-V)



Rechtsstellung des ÖbVI
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Beliehener 
Unternehmer

Folge der Erfüllung „öffentlicher Aufgaben“:

Die Niederschriften von Vermessungsergebnissen 
durch ÖbVI bezeugen die mittels einer Vermessung 
ermittelten Tatsachen und sind daher öffentliche 
Zeugnisurkunden im Sinne von § 415 Abs.1, § 418 
Abs. 1 ZPO dar, die von einer mit öffentlichem 
Glauben versehenen Person innerhalb des ihr 
zugewiesenen Geschäftskreises aufgenommen sind.

Die spezialgesetzliche Beurkundungsbefugnis zu 
den durch vermessungstechnische Ermittlungen 
festgestellten Tatbestände an Grund und Boden (§ 2 
Abs. 1 Nr. 3 BO-ÖbVI M-V) ist nur deklaratorisch!



Rechtsstellung des ÖbVI
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Beliehener 
Unternehmer

 ÖbVI ist Behörde im verwaltungsverfahrens-
rechtlichen Sinn

 darf Verwaltungsakte setzen (allerdings nicht in 
allen Bundesländern, z.B. Berlin)

 ÖbVI ist keine Behörde i.S.d. Verwaltungs-
organisationsrechts

 Abweichend von § 73 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 VwGO 
ist der ÖbVI (in Mecklenburg-Vorpommern) Wider-
spruchsbehörde (§ 12 Abs. 1 BO-ÖbVI M-V) für

 kostenrechtliche VA seit April 2002

 liegenschaftsrechtliche VA seit Januar 2006



Rechtsstellung des ÖbVI

Der ÖbVI ist den „Freien Berufen“ zugeordnet.     
Dies gilt auch, wenn seine Tätigkeit in den 
Landesgesetzen nicht ausdrücklich als freiberuflich 
festgelegt wird.

Charakteristik der Freien Berufe:

 Gemeinwohlverpflichtung

 Professionalität, Selbstkontrolle

 Eigenverantwortlichkeit (frei von Weisungen)

 Wirtschaftiche Selbständigkeit

Zur Abgrenzung „Freier Beruf“ oder „Gewerbe“ führen 
das Einkommensteuergesetz und das Partner-
schaftsgesellschaftsgesetz Kriterien auf:
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Freiberufler



Rechtsstellung des ÖbVI

18 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 und 3 EStG:

Zu der freiberuflichen Tätigkeit gehören die selb-
ständig ausgeübte wissenschaftliche, künstlerische, 
schriftstellerische, unterrichtende oder erzieherische 
Tätigkeit, die selbständige Berufstätigkeit der Ärzte, 
Zahnärzte, Tierärzte, Rechtsanwälte, Notare, 
Patentanwälte, Vermessungsingenieure, Ingenieure, 
Architekten, … und ähnlicher Berufe. 
Ein Angehöriger eines freien Berufs im Sinne der 
Sätze 1 und 2 ist auch dann freiberuflich tätig, wenn 
er sich der Mithilfe fachlich vorgebildeter Arbeits-
kräfte bedient; Voraussetzung ist, dass er auf Grund 
eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwort-
lich tätig wird. 
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Freiberufler



Rechtsstellung des ÖbVI

§ 1 Abs. 2 PartGG:

Die Freien Berufe haben im allgemeinen auf der 
Grundlage besonderer beruflicher Qualifikation oder 
schöpferischer Begabung die persönliche, 
eigenverantwortliche und fachlich unabhängige
Erbringung von Dienstleistungen höherer Art im 
Interesse der Auftraggeber und der Allgemeinheit
zum Inhalt. 

Ausübung eines Freien Berufs im Sinne dieses 
Gesetzes ist die selbständige Berufstätigkeit der 
Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte,… Ingenieure, Architekten 
…
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Freiberufler



Europäischer Vergleich

Freiberuflichen Vermessungsingenieure:

 Belgien: Géomètre Expèrt / Landmeter-expert

 Dänemark: Praktiserende landinspektør

 Frankreich: Géomètre Expèrt

 Luxemburg: Géomètre Officiel

 Österreich: Ingenieurkonsulent für Vermessung 
(Zivilgeometer)

 Schweiz: patentierter Ingenieurgeometer

Nordeuropa und Niederlande:

 Staatsbetriebe, Keine Freiberufler
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Europäischer Vergleich

Ost- und Südosteuropa: 

 Lizenzen für bestimmte Tätigkeiten werden vom 
Staat vergeben (z.B. für Teilungsvermessung, 
Ingenieurvermessung, Leitungskataster etc.)

 Keine Beleihung mit der Gesamtaufgabe

 Ausbildung gestreut von Techniker bis Dipl.-Ing.

GB und Irland

 Kein Grundbuch in unserem Sinne, Urkunden sind 
Besitztitel

 Keine hoheitliche Vermessung in unserem Sinn
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Aufgaben des ÖbVI

§ 2 Abs. 1 BO-ÖbVI M-V :

Der ÖbVI ist befugt,

1) Vermessungen und Auswertungen zur Erfüllung 
der Aufgaben gemäß § 1 Abs. 1 und 7 des 
VermKatG MV durchzuführen und die 
erforderlichen Verwaltungsakte zu erlassen,

2) Arbeiten durchzuführen, für die seine 
Zuständigkeit in anderen Rechtsvorschriften
begründet worden ist,

3) Tatbestände an Grund und Boden zu beurkunden, 
die durch vermessungstechnische Ermittlungen 
festgestellt werden sowie Anträge gemäß § 15 
VermKatG MV zu beglaubigen,
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Aufgaben des ÖbVI

§ 2 Abs. 1 BO-ÖbVI M-V :

Der ÖbVI ist befugt,

4) die Richtigkeit des katastermäßigen Bestandes
sowie die geometrischen Festlegungen in den 
Bebauungsplänen zu bescheinigen,

5) Bescheinigungen auszustellen, für die das 
Katasterzahlenwerk erforderlich ist; § 12 Abs. 2 
Satz 4 des VermKatG MV bleibt unberührt,

6) auf den Gebieten des Vermessungswesens, des 
damit zusammenhängenden Boden- und 
Baurechts beratend tätig zu werden. 
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§ 5 BO-ÖbVI M-V: 

 Nur wer bestellt ist, darf die Bezeichnung 
"Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur“ 
führen (keine weibliche Form zulässig!)

§ 2 Abs. 2 BO-ÖbVI M-V:

 Führung nur im Beleihungsbereich 

Außerhalb der Tätigkeit nach Absatz 1 kann der Öffentlich 
bestellte Vermessungsingenieur Aufgaben auf anderen 
Gebieten des Vermessungswesens wahrnehmen. Für die 
Wahrnehmung dieser Aufgaben gilt dieses Gesetz nicht; 
die Bezeichnung "Öffentlich bestellter Vermessungsinge-
nieur" darf hierbei nicht geführt werden. Die Aufgaben 
nach Abs. 1 dürfen hierdurch nicht beeinträchtigt werden.

Führung der Berufsbezeichnung ÖbVI
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(Sachsen-Anhalt)

Führung der Berufsbezeichnung ÖbVI
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NÖbVIngG:

Nach § 1 Bestellte können daneben andere Aufgaben 
wahrnehmen, soweit ihre amtliche Tätigkeit hierdurch 
nicht beeinträchtigt wird. Insoweit unterliegen sie 
nicht diesem Gesetz.

Novellierung NÖbVIngG, Referentenentw. 10.12.2018:
1Die nach Absatz 1 Satz 1 Bestellten können andere 
Tätigkeiten ausüben, soweit weder die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben nach Absatz 2 noch das Ansehen des 
amtlichen Vermessungswesens hierdurch beeinträch-
tigt wird. 2Insoweit unterliegen sie nicht diesem 
Gesetz.

Führung der Berufsbezeichnung ÖbVI
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§ 5 Abs. 5 GeoVermG M-V vom16. Dezember 2010

Zuständigkeiten im amtlichen Geoinformations- und 
Vermessungswesen

Die Durchführung der erforderlichen Liegenschafts-
vermessungen im Sinne des § 22 Absatz 4 sowie der 
damit verbundenen Verfahren gemäß § 29 und § 30 
soll den Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieuren überlassen werden, soweit dem nicht 
Gründe des öffentlichen Wohls entgegenstehen. 

Aufgabenwahrnehmung



54

Aufgabenwahrnehmung



Aufgabentrennung

§ 8 Abs. 2 Vermessungsgesetz für Baden-
Württemberg vom 1. Juli 2004, geändert 2011:

Katastervermessungen zur Festlegung neuer 
Flurstücksgrenzen sind von Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieuren zu erledigen.

Ausnahmen:

 Bodenordnungsverfahren

 langgestreckten Anlagen

 Grundstücke im Eigentum des jeweiligen 
Landkreises, der jeweiligen Gemeinde
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Beglaubigungen

Befugnis: nach §27 GeoVermG M-V 

Beglaubigung von:

 Anträgen von Eigentümern auf Vereinigung von 
Grundstücken (§ 890 Abs. 1 BGB)

 Anträgen von Eigentümern zur Teilung von 
Grundstücken

Voraussetzungen:

 Örtliche und wirtschaftliche Einheit der zu 
vereinigenden Grundstücke  

 Die Teilung  muss zur Herstellung örtlich und 
wirtschaftlicher Einheiten erforderlich sein. 
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Bescheinigungen

 Bescheinigung der katastermäßigen 
Richtigkeit von B-Plänen (§2 Abs 1 Nr.4 BO-
ÖbVI M-V)

 Grenzbescheinigungen (§2 Abs 1 Nr.5 BO-
ÖbVI M-V)

 Bescheinigungen über Entfernungen im 
Straßennetz des örtlichen Verkehrs 
(Entfernungsbescheinigung)

 Bescheinigung über Luftlinienentfernungen 
nach dem Güterkraftverkehrsgesetz
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Lagepläne zur Bauvorlage

 Keine Aufgabe im Sinne des GeoVermG M-V

 Aber: Aufgabe, für die seine Zuständigkeit in 
anderen Rechtsvorschriften begründet 
worden ist (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 BO-ÖbVI M-V)

 auf Grundlage § 7 Abs. 2 BauVorlVO M-V

 Grenznahe Bebauung 

 An Grundstücksgrenze

 Abstandfläche 0-50cm an 
Grundstücksgrenze

 Keine festgestellte Grenze
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Lagepläne zur Bauvorlage
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§36 Abs. 4 GeoVermG M-V: Automatisierter Abruf 
von Geobasisdaten des  Liegenschaftskatasters 

Sind Landkreise, Ämter, hauptamtlich verwaltete 
Gemeinden und Stellen gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 
4 bis 6 abrufberechtigte Stellen, dürfen sie abgeru-
fene Geobasisdaten des Liegenschaftskatasters nach 
Maßgabe der §§ 33 und 34 nutzen und Auszüge
daraus im Namen der jeweils zuständigen unteren 
Vermessungs- und Geoinformationsbehörde ertei-
len. Stellen gemäß § 5 Absatz 2 Nummer 4 dürfen 
aus den Daten nach Satz 1 darüber hinaus im 
Rahmen ihrer Beratungs- und Aufklärungspflicht 
nach dem Gesetz über die Berufsordnung der 
Öffentlich bestellten Vermessungsingenieure im Land 
Mecklenburg-Vorpommern auch Auskünfte erteilen. 

Auszüge



Auszüge

Bayern:

https://geoportal.bayern.de/geodatenonline/
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https://geoportal.bayern.de/geodatenonline/anwendungen/flurkartenauszug?4
https://geoportal.bayern.de/geodatenonline/anwendungen/flurkartenauszug?4


Auszüge
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http://www.gds.hessen.de/is-bin/INTERSHOP.enfinity/WFS/HLBG-Geodaten-Site/de_DE/-/EUR/ViewRequisitionProcess-Start?ProductUUID=YhYKCQ1G_fEAAAEj.OMu2BLB&CatalogCategoryID=9iIKCQ1GPeoAAAEasqp2FSsI
http://www.gds.hessen.de/is-bin/INTERSHOP.enfinity/WFS/HLBG-Geodaten-Site/de_DE/-/EUR/ViewRequisitionProcess-Start?ProductUUID=YhYKCQ1G_fEAAAEj.OMu2BLB&CatalogCategoryID=9iIKCQ1GPeoAAAEasqp2FSsI
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Ingenieurleistungen

§ 2 Abs. 2 BO-ÖbVI M-V:

Außerhalb der Tätigkeit nach Absatz 1 kann der 
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur 
Aufgaben auf anderen Gebieten des 
Vermessungswesens wahrnehmen. Für die 
Wahrnehmung dieser Aufgaben gilt dieses 
Gesetz nicht; … Die Aufgaben nach Absatz 1 
dürfen hierdurch nicht beeinträchtigt werden.
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Ingenieurleistungen (HOAI)

Entwurfsvermessung

 Lage- und Höhenpläne 
in analoger oder 
digitaler Form 

 Digitale 
Geländemodelle 

 Längs- und Querprofile 

 Gebäudeinnenaufmaße 

 Detailaufmaße von 
Ingenieurbauwerken

 Fassadenaufmaße 

 Feinnivellements

Bauvermessung

 Gebäudeabsteckungen 

 Absteckungen von 
Ingenieurbauwerken 

 Schaffung von Baulage-
und Höhennetzen mit    
GPS oder terrestrischen 
Verfahren 

 Bauüberwachungs- und 
Kontrollmessungen 

 Erdmassenberechnungen 

 Leitungsbestandspläne 
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Ingenieurleistungen

Geoinformationssysteme

Grundstückswertermittlung

Sonstige vermessungstechnische Leistungen 

 Sicherung von Leitungsrechten 

 Aufbau von Grundstücksdatenbanken 

 BIM

 ......
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§ 6 BO-ÖbVI M-V: Niederlassung

 Eine Geschäftsstelle in M-V

 Zweigstellen nicht zulässig

 (überörtlicher) Verbund von ÖbVI oder 
gemeinsame Geschäftsräume 

 eigenständige Berufsausübung

§ 7 BO-ÖbVI M-V: Berufspflichten

 eigenverantwortlich, gewissenhaft, 
unparteiisch

 „Werbung ist ihm nicht gestattet.“

 Verschwiegenheitspflicht (Entbindung durch 
Beteiligte oder LAiV)

Berufsausübung & Berufspflichten
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„Werbung ist ihm nicht gestattet.“

Aufgrund der nach Artikel 12 Abs. 1 GG 
geschützten Freiheit der Berufsausübung sowie 
der Richtlinie 2006/123/EG (sog. Dienstleistungs-
richtlinie) darf Werbung nicht generell untersagt 
werden!

§ 4 Abs. 7 Entwurf NÖbVIngG:
1Sachliche Informationen der Öffentlichkeit über 
die Amtsausübung sind zulässig, soweit sie nicht 
auf die Stellung eines Antrags im Einzelfall 
gerichtet sind. 2Handlungen zu Zwecken des 
Wettbewerbs, die unlauter sind, sind unzulässig.

Berufsausübung & Berufspflichten
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§8 BO-ÖbVI M-V: Durchführung der Aufträge

 Auf Antrag tätig

 Jeder Auftrag grundsätzlich auszuführen

 Rechtskonform, wirtschaftlich und zeitnah

 Befähigte Mitarbeiter auf Grund eines 
Arbeitsvertrags, unter persönlicher Aufsicht

 Richtigkeitsverantwortung 

 Mängelbeseitigung auf eigene Kosten, auch 
nach Übernahme

 Ergebnisse sollen allgemein LK oder LV 
dienen

Berufsausübung & Berufspflichten
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§ 8 BO-ÖbVI M-V: Durchführung der Aufträge

 Jeder Auftrag grundsätzlich auszuführen

Bei Vorliegen eines Ausschlussgrunds nach 
§ 20  Abs. 1 VwVfG M-V ist ein Tätigwerden 
förmlich ausgeschlossen und die Annahme des 
Antrags von vornherein abzulehnen.

Liegt die Besorgnis der Befangenheit gemäß 
§ 8 Abs. 1 BO-ÖbVI M-V vor, ist gemäß § 21 
Abs. 1 VwVfG M-V die Entscheidung des 
Behördenleiters bzw. der Aufsichtsbehörde 
einzuholen. (Abweichend von Nr. 2 LiVermVV M-V.)

Berufsausübung & Berufspflichten
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§ 9 BO-ÖbVI M-V: Haftung

 Pflicht zur angemessenen Haftpflichtversicherung

 Land M-V haftet nicht  Ausnahme von Art. 34 GG

Für Schäden, die von Beliehenen bei ihrer öffentlich-
rechtlichen Tätigkeit schuldhaft gegenüber Dritten 
verursacht werden, haftet gemäß Artikel 34 des 
Grundgesetzes in Verbindung mit § 839 BGB 
grundsätzlich der beleihende staatliche Verwaltungs-
träger und nicht der Beliehene selbst. Artikel 34 des 
Grundgesetzes normiert diese unmittelbare Haftung 
des Staates jedoch nur im Grundsatz und lässt damit 
sachgerechte Ausnahmen zu.

Berufsausübung & Berufspflichten
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§ 10 BO-ÖbVI M-V: Kosten

 Abrechnung gemäß Kostenverordnung für 
Amtshandlungen der Vermessungs- und 
Katasterbehörden sowie anderer 
Vermessungsstellen (VermKostVO M-V) vom 
20. Februar 2018

§ 11 BO-ÖbVI M-V :Vertretung

 Länger zwei Wochen: Einvernehmliche 
Übertragung  der Vertretung auf einen 
anderen ÖbVI bis zur Dauer von 3 Monaten

 Längerer Zeitraum: Beantragung der 
Bestellung eines Vertreter beim LAiV

Berufsausübung & Berufspflichten
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Berufsausübung & Berufspflichten

Standesregeln BDVI vom 6.6.2009

§ 7 Weiterbildung 

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur ist 
verpflichtet, seine besondere berufliche Qualifikation 
zu erhalten und seine beruflichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten durch geeignete Maßnahmen der Fort-
und Weiterbildung zu gewährleisten. 

§ 6 Pflichten gegenüber Beschäftigten und 
Auszubildenden 

2. Es ist die Pflicht eines Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurs, die fachliche 
Weiterbildung seiner Mitarbeiter zu fördern und 
deren berufliches Fortkommen zu unterstützen. 
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Berufsausübung & Berufspflichten

§ 14 Abs. 6 BNotO:

Der Notar hat sich in dem für seine Amtstätigkeit 
erforderlichen Umfang fortzubilden.

§ 43a Abs. 6 Bundesrechtsanwaltsordnung:

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, sich fortzubilden.

§ 8 Abs. 5 BbgÖbVIG:

… sind verpflichtet, sich regelmäßig beruflich 
fortzubilden und über die für ihre Berufsausübung 
geltenden Bestimmungen zu unterrichten.

§ 4 Abs. 6 Entwurf NÖbVIngG:

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Bestellte haben sich 
regelmäßig beruflich fortzubilden.



74

§ 12 BO-ÖbVI M-V: Aufsicht

Der ÖbVI untersteht der Aufsicht des Landesamt 
für innere Verwaltung und ist verpflichtet:

 Auskünfte über seine Berufsausübung zu 
geben

 Zutritt zu seinen Geschäftsräumen und 
Einsicht in seine Geschäftsunterlagen zu 
gewähren

 die Überprüfung der Geschäftsführung zu 
ermöglichen

 Beanstandungen der Aufsichtsbehörde 
unverzüglich zu beheben

Aufsicht
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§ 13 BO-ÖbVI M-V: Pflichtverletzungen

 Verweis oder Verwarnungsgeld bis zu 5.000 
Euro

 Die Verfolgung verjährt in fünf Jahren

§ 14 BO-ÖbVI M-V: Ordnungswidrigkeiten

 Ordnungswidrig = unbefugtes Führen der 
Bezeichnung "Öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur" 

 Geldbuße bis zu 5.000 Euro 

 Verwaltungsbehörde ist das LAiV

Aufsicht
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Ersatzvornahme / Selbsteintrittsrecht:

§ 10 Abs. 2 BbgÖbVIG:

Nehmen Öffentlich bestellte Vermessungsinge-
nieurinnen oder Öffentlich bestellte Vermessungs-
ingenieure ihre Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig 
wahr, kann die Aufsichtsbehörde die erforderliche 
Handlung auf deren Kosten veranlassen.

§ 11 Abs. 3 Entwurf NÖbVIngG:

Kommen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Bestellte einer 
Weisung der Aufsichtsbehörde nicht innerhalb einer 
von dieser bestimmten Frist nach, so kann die 
Aufsichtsbehörde auf deren Kosten die Maßnahme 
selbst durchführen oder durchführen lassen.

Aufsicht
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Verordnung über die Bestellung, die Berufsausübung
und die Führung eines Dienstsiegels der Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieure - Verordnung für 
Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure (ÖbVI-
VO) - vom 24. September 1994

Ermächtigung:

 § 20 Nr. 1, 2 und 3 Buchst. a BO-ÖbVI M-V 

Regelungen:

 Geschäftsführung

 Mitwirkung fachkundiger Mitarbeiter

 Gemeinsame Berufsausübung

Aufsicht / Bestellung
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§3 BO-ÖbVI M-V: Bestellungsvoraussetzungen

 Deutscher im Sinne des Artikels 116 Grundgesetz 
oder EU-Staatsangehöriger

 Das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet

 Befähigung zum höheren vermessungs-
technischen  Verwaltungsdienst + 1 Jahr Praxis in 
der Katastervermessung oder Befähigung zum 
gehobenen vermessungstechnischen 
Verwaltungsdienst + 6 Jahre Praxis in der 
Katastervermessung

 Praxis mindestens 1 Jahr in M-V, 6 Monate sollen 
beim ÖbVI abgeleistet sein

 Persönliche Eignung und Zuverlässigkeit

Bestellung
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§ 2 BbgÖbVIG

Die Zulassung darf nur erteilt werden,

wenn die beantragende Person

1. die Laufbahnbefähigung für den höheren 
vermessungstechnischen Verwaltungsdienst 
besitzt oder bereits als Öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieurin oder Öffentlich 
bestellter Vermessungsingenieur im Land 
Brandenburg zugelassen war 

(kein Zugang über gehobenen Dienst)

Bestellung



Beschränkungen

Sachsen - § 20 Abs. 1 SächsVermKatG:

Auf Antrag bestellt die obere Vermessungsbehörde 
einen im Freistaat Sachsen freiberuflich tätigen 
Vermessungsingenieur zum Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur, wenn dies den 
Erfordernissen eines geordneten Vermessungs-
wesens entspricht. Dabei ist insbesondere das 
Bedürfnis nach einer angemessenen Versorgung 
mit Leistungen der Katastervermessung und 
Abmarkung zu berücksichtigen.
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Beschränkungen

Sachsen-Anhalt - § 4 ÖbVermIngG LSA:

Dem Antrag auf Zuweisung eines bestimmten 
Ortes als Amtssitz ist nicht zu entsprechen, wenn 
die Zuweisung des beantragten Amtssitzes den 
Erfordernissen eines geordneten amtlichten
Vermessungswesens widerspricht; dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn das Prinzip der 
notwendigen gleichmäßigen Flächendeckung des 
Landesgebietes mit Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieuren verletzt wird oder wenn 
eine Auslastung des Bewerbers mit Aufgaben nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 in bezug auf den von ihm 
beantragten Amtssitz nicht gegeben ist.
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Zulassungsbeschränkungen

.
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§ 15-17 Erlöschen der Bestellung:

 Verzicht

 Rücknahme oder Widerruf

 Verwirkung eines Grundrechtes

 Verlust der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter durch rechtskräftige gerichtliche 
Entscheidung, 

 Tod 

§ 18 Geschäftsabwicklung:

 Beauftragung des Abwicklers (ein ÖbVI) durch das 
Innenministerium

 Befristung auf ein Jahr

Ausscheiden aus dem Amt



Sachsen - § 21 Abs. 2 SächsVermKatG:

Das Amt des ÖbVI erlischt durch:

2. Vollendung des 72. Lebensjahres

84

Altersbegrenzungen
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ÖbVI und Europa

Vertragsverletzungsverfahren (2001/4483) durch 
EU-Kommission bemängelte Verstöße gegen Nieder-
lassungs- u. Dienstleistungsfreiheit in NRW, RLP:

 Vermessungsingenieure anderer Mitgliedstaaten, 
können ihre Dienstleistungen nicht ungehindert 
erbringen

 Zusammenschlussverbot privater 
Vermessungsingenieure mit ÖbVI zu 
Gesellschaften zum erwerbswirtschaftlichen Zweck 
ist untersagt

 Zulassung zum ÖbVI für jeweils nur ein 
Bundesland / Verbot der Errichtung und 
Unterhaltung von Zweigstellen

 Zulassung zum ÖbVI nur für Deutsche 
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ÖbVI und Europa

Ist dieTätigkeit des ÖbVI Ausübung öffentlicher 
Gewalt?

Art. 51 AEUV (ehem. Art 45 EGV):

„Auf Tätigkeiten, die in einem Mitgliedstaat 
dauernd oder zeitweise mit der Ausübung 
öffentlicher Gewalt verbunden sind, findet 
dieses Kapitel in dem betreffenden 
Mitgliedstaat keine Anwendung.“

 Institut des ÖbVI fällt nicht per se unter den 
Ausnahmevorbehalt 
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ÖbVI und Europa

1. Die Tätigkeit muss über bloße Hilfsfunktionen
hinausgehen, die ohne unmittelbare Rechtswirkung 
gegenüber dem Bürger die eigentliche staatliche 
Handlung lediglich vorbereiten.

2. Im Rahmen der Tätigkeit muss der Betroffene über 
Jedermannsrechte hinausgehende Befugnisse besitzen. 
Die übertragenen Sonderrechte müssen aber nicht 
notwendigerweise Zwangsbefugnisse im engeren Sinne 
sein. Solche Zwangsbefugnisse sind - insoweit deckt 
sich die Auffassung des EuGH mit derjenigen des 
Schrifttums - zwar eine hinreichende, aber keine 
notwendige Bedingung für die Ausübung öffentlicher 
Gewalt.

Aus Gutachten von Prof. Henssler  Uni. Köln    1/2
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ÖbVI und Europa

3. Die Tätigkeit muss mit Außenwirkung gegenüber einem 
Bürger erbracht werden und darf nicht lediglich im 
Interesse des reibungslosen Verwaltungshandelns 
erfolgen.

4. Erfolgt die Tätigkeit auf privatrechtlicher Grundlage 
und steht es dem Berufsträger frei, mit dem Bürger in
rechtliche Beziehungen zu treten, ist dies ein Indiz 
dafür, dass keine Ausübung öffentlicher Gewalt im 
Raum steht.

5. Die Tätigkeit, welche die Ausübung öffentlicher Gewalt 
begründen soll, muss mit einer gewissen Häufigkeit
erfolgen.

Aus Gutachten von Prof. Henssler  Uni. Köln    1/2
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ÖbVI und Europa

Vertragsverletzungsverfahren

 ist eingestellt unter der Maßgabe dass in 
NRW und Rheinland-Pfalz der 
Staatsangehörigkeitsvorbehalt fällt

 ÖbVI-Tätigkeit wirtschaftlich nicht besonders 
bedeutsam, daher Ressourcen der 
Kommission nicht weiter binden

 Rechtsposition der Kommission ausdrücklich 
nicht aufgegeben

 Erneute Befassung möglich, wenn legislative 
Möglichkeiten ausgeschöpft sind




